
Gegen die „Greueltaten der Naziverbrecher“ – Eine Entschließung der 
Stadtverordnetenversammlung vom 22. Juni 1945

Wenige Wochen nach dem im April 1945 erfolgten Einmarsch amerikanischer 
Truppen begann sich das politische Leben in Wolfsburg wieder zu regen: Dr. Felix 
Laurent, der von den Militärbehörden als erster Bürgermeister eingesetzt worden 
war, hatte am 25. Mai die von den Amerikanern bestätigten Stadtverordneten zu ihrer 
ersten Sitzung einberufen. Diese Einrichtung tagte im Laufe des Jahres 1945 nur 
viermal, am 25. Mai, am 22. Juni, am 7. September und am 9. November – danach 
wurde sie von einem „Gemeindeausschuss“ abgelöst, der am 16. Dezember im 
Rahmen einer sogenannten Nominierungswahl gewählt worden war.

Vor der zweiten Sitzung dieses Gremiums verlas Bürgermeister Laurent eine 
Entschließung des Magistrats, die nicht Teil der Tagesordnung war. Demnach stellte 
die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Wolfsburg fest, „dass die demokratisch 
gesinnten Bürger der Stadt mit tiefster Empörung von den Greueltaten der 
Naziverbrecher in den Konzentrationslagern Kenntnis genommen haben und diese, 
selbst das schwärzeste Mittelalter übertreffenden Foltermethoden, auf das Schärfste 
verurteilen“. Der Magistrat und die Stadtverordneten sicherten den Alliierten jegliche 
Hilfe bei der Überführung und Verurteilung der Täter zu. Durch ihren Vorsitzenden, 
den Rechtsanwalt Günter Schoefer, bekundeten die Stadtverordneten darüber 
hinaus, „dass keiner von ihnen über die Vorkommnisse in den Konzentrationslagern 
unterrichtet war“. Vielmehr habe ein jeder geglaubt, was allgemein veröffentlicht 
wurde.

Angesichts der ungeheuerlichen Entdeckungen in den Konzentrationslagern nach 
deren Befreiung durch die Alliierten mögen diese Erklärungen verständlich sein – 
glaubhaft waren sie schon damals nicht. Wie sonst würde sich der Erfolg der 
Angstpropaganda der Nationalsozialisten erklären? Welchen Sinn hätte sonst der 
unter den „Volksgenossen“ oft kolportierte Satz gemacht: „Paß‘ auf,  sonst kommst 
Du nach Dachau…“

Auf der Liste der Stadtverordneten fallen zwei Namen auf, die für eine Kontinuität vor 
und nach 1945 stehen: Rudolf Brörmann war Anfang der 1940er Jahre Leiter der 
Abteilung Inspektion im Volkswagenwerk geworden und übte nach 1945 kurzzeitig 
die Funktion des Werksleiters aus. Weiter unten auf der Liste findet sich der 1904 in 
Breslau geborene Rechtsanwalt und Notar Günter Schoefer. Er hatte dem 
Rechtsamt der Deutschen Arbeitsfront angehört und war 1942 als „Syndikus“ des 
Volkswagenwerkes in die „Stadt des KdF-Wagens“ gekommen. Nach 1945 war 
Schoefer Mitbegründer der örtlichen CDU, saß später dann lange Jahre im Rat der 
Stadt und war in der Stadt freiberuflich als Rechtsanwalt tätig.

Die Wolfsburger Entschließung wurde einstimmig angenommen. Stadtrat Schmidt-
Depas schlug zudem vor, den Text in das Englische zu übersetzen und den 
britischen Militärbehörden in Gifhorn zu übermitteln. Aus heutiger Sicht ordnen sich 
Dokumente wie diese in damals übliche und weit verbreitete Strategien der 
Schuldabwehr ein. Die Entschließung zeigt, das es zu diesem frühen Zeitpunkt noch 
geboten schien, gewisse Eingeständnisse zu zeigen – wenige Jahre später waren 
derlei moralische Verpflichtungen im Land der Täter nicht mehr nötig.
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